
Anträge der Klägerin

— festzustellen, dass die Bundesrepublik Deutschland gegen
ihre Verpflichtungen aus Artikel 6 in Verbindung mit Artikel
9 der Richtlinie 93/36/EWG des Rates vom 14. Juni
1993 (1) verstoßen hat, indem die Datenzentrale Baden-
Württemberg einen öffentlichen Auftrag über die Überlas-
sung und Wartung einer Softwareanwendung vergeben hat,
ohne ein Vergabeverfahren mit europaweiter Ausschreibung
durchzuführen;

— der Bundesrepublik Deutschland die Kosten des Verfahrens
aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Gegenstand der vorliegenden Klage ist der Abschluss eines Ver-
trages zur Beschaffung einer für die Kraftfahrzeugzulassung ver-
wendeten Softwareanwendung zwischen der Datenzentrale
Baden-Württemberg und der Anstalt für Kommunale Datenver-
arbeitung in Bayern (AKDB). Die in Frage stehende Zuschlags-
entscheidung sei in einem Verhandlungsverfahren ohne Vergabe-
bekanntmachung getroffen worden, bei dem ausschließlich mit
der AKDB verhandelt wurde.

Nach Auffassung der Kommission ist die Tatsache, dass der Ver-
trag in Deutschland bereits Gegenstand eines Nachprüfungsver-
fahrens im Sinne der Richtlinie 89/6651EWG war, für die Fest-
stellung einer Vertragsverletzung ohne Bedeutung, da zwischen
einem Nachprüfungsverfahren vor den nationalen Gerichten und
einem Vertragsverletzungsverfahren nach Artikel 226 EG-Ver-
trag, sowohl im Hinblick auf die Zielsetzung als auch auf die
Parteien und den Ablauf des Verfahrens, grundlegende Wesens-
unterschiede bestünden.

Bei dem in Frage stehenden Vertrag handele es sich um einen
öffentlichen Lieferauftrag im Sinne von Artikel 1 Buchstabe a
der Richtlinie 93/36/EWG. Der Auftragswert beträgt nach den
Erkenntnissen der Kommission etwa 1 Million Euro und über-
schreite daher den Schwellenwert der Richtlinie erheblich. Die
Datenzentrale sei eine juristische Person des öffentlichen Rechts,
die zu dem besonderen, im Allgemeininteresse liegenden Zweck
gegründet wurde, die elektronische Datenverarbeitung in der
öffentlichen Verwaltung zu koordinieren und zu fördern. Sie
stehe außerdem unter der überwiegenden Kontrolle des Landes
Baden-Württemberg, das mehr als die Hälfte der Mitglieder des
Verwaltungsrats bestimme. Sie sei damit öffentliche Auftraggebe-
rin im Sinne von Artikel 1 Buchstabe b der Richtlinie
93/36/EWG, die verpflichtet sei, bei der Vergabe von öffent-
lichen Aufträgen innerhalb des Anwendungsbereichs dieser
Richtlinie die in der Richtlinie vorgesehenen Verfahren zu beach-
ten. Der Umstand, dass die Datenzentrale wie auch die AKDB
juristische Personen des öffentlichen Rechts seien, sei für die
Anwendbarkeit der Richtlinie 93/36/EWG ohne Bedeutung.

Nach Kenntnis der Kommission seien keine Tatsachen ersicht-
lich, die eine freihändige Vergabe des Auftrags, etwa in Form
eines Verhandlungsverfahrens ohne vorherige Vergabebekannt-
machung, rechtfertigen würden. Nach der Rechtsprechung des
Gerichtshofes habe das Verhandlungsverfahren Ausnahmecha-

rakter und dürfe nur in „bestimmten, genau festgelegten“ Fällen zur
Anwendung gelangen. Die Beweislast für die außergewöhnlichen
Umstände lägen bei dem Mitgliedstaat, der sich auf sie berufen
möchte. Da aber die Beklagte in dem vorliegenden Fall dieser
Beweispflicht nicht nachgekommen sei, musste die Kommission
zu dem Ergebnis kommen, dass die Bundesrepublik Deutschland
mit dem Abschluss des in Frage stehenden Vertrages, ohne
Durchführung eines Vergabeverfahrens mit europaweiter Aus-
schreibung, gegen Artikel 6 in Verbindung mit Artikel 9 der
Richtlinie 93/36/EWG über die Koordinierung der Verfahren zur
Vergabe öffentlicher Lieferaufträge verstoßen habe.

(1) ABl. Nr. L 199, S. 1.
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Vorlagefrage

Ist Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2003/88/EG (1) dahin gehend
auszulegen, dass ein Arbeitnehmer, dessen im Urlaubsplan sei-
nes Arbeitgebers vorgesehener Urlaub zeitlich mit einer vorüber-
gehenden Arbeitsunfähigkeit infolge eines vor dem vorgesehenen
Urlaubsbeginn erlittenen Arbeitsunfalls zusammenfällt, nach
Wiedererlangung der Arbeitsfähigkeit berechtigt ist, seinen
Urlaub in einem anderen als dem zuvor festgelegten Zeitraum in
Anspruch zu nehmen, unabhängig davon, ob das Kalenderjahr,
auf das der Urlaub entfällt, abgelaufen ist oder nicht?

(1) Richtlinie 2003/88/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 4. November 2003 über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitge-
staltung, ABl. L 299, S. 9.
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